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Zehn Jahre Stagnation und Reallohnver-
lust im letzten Jahr machen deutlich, dass
es mit der Würde der arbeitenden Men-
schen und derer die unfreiwillig arbeitslos
sind, nicht weit her ist! 
Abhängig Beschäftigte sind im Kapitalis-
mus bloße Kostenfaktoren, die entweder
durch Entlassungen ganz eliminiert oder
durch offene sowie versteckte Lohnkür-
zungen (durch Arbeitszeitverlängerung
ohne Lohnausgleich) minimiert werden.
Nun geht die IG Metall mit einer Lohnfor-
derung von 5% in die diesjährige Tarifrun-
de. Darüber hinaus werden tarifliche Mit-
spracherechte bei Innovationen und
Qualifizierungsansprüche der Beschäftigten
gefordert. Der Tarifvertrag über vermö-
genswirksame Leistungen soll weiterlau-
fen! Berücksichtigt man die
Teuerungsrate und die Produkti-
vitätssteigerung, ist das bereits ei-
ne sehr moderate Forderung.
Denn Mitbestimmungs- und
Qualifizierungsrechte allein ko-
sten noch kein Geld. Alle wirt-
schaftlichen Fakten unterstüt-
zen die IGM. Trotzdem ist das
Geheul der Arbeitgeber groß
wie immer und es wird bereits
mit Verlagerung von Arbeits-
plätzen gedroht.
Hält man uns denn für so ver-
gesslich, dass wir die Vernich-
tung und Verlagerung tausender
Arbeitsplätze in den letzten
Jahren, trotz Lohnzurückhal-
tung, vergessen haben?
Wo bleibt die Unterstützung der

Politiker von SPD und CDU/CSU, die
noch vor Wochen erklärten, dass höhere
Löhne auch höhere Kaufkraft bedeuten.
Und Kaufkraft im Inland ist genau das was
zum Aufschwung fehlt. Der Export allein
reicht da nicht!
Es geht nicht nur um Lohn.
In Nordwürttemberg/Nordbaden haben
die Unternehmer den  Lohnrahmen II
gekündigt. In diesem Tarifvertrag geht es um
Erholpausen für Band- und Akkordarbeiter,
Mindesttaktzeiten von 1,5 Minuten und
Mitbestimmungsrechte bei der Personal-
besetzung in Gruppenarbeit! Wird dieser
nicht wieder in Kraft gesetzt, wird die
IGM keinen Tarifvertrag unterschreiben!
Was geht uns das an, wo wir doch keine Ta-
rifrunde in 2006 haben? Wir bei VW wa-

ren, bzw. sind die einzigen, die einen ver-
gleichbaren TV wie den Lohnrahmen II
haben. Gelingt es nicht, ihn wieder in
Kraft zu setzen, nimmt auch der Druck bei
uns zu!
Und das Ergebnis, welches die IGM in der
Fläche erkämpft, bestimmt auch unseren
Spielraum, das haben wir in den letzten
Jahren immer wieder erfahren. 
Also: Solidarität ist angesagt.
Sie fängt bereits da an, wo wir der veröf-
fentlichten Meinung von den hohen
Arbeitskosten und den hohen Löhnen und
ihrer Weiterverbreitung an den Stammti-
schen entgegentreten! Zur Erinnerung: 5%
Entgelterhöhung bedeuten wegen des ge-
ringen Lohnkostenanteils lediglich eine
Mehrbelastung von 0,88%!

Im übrigen befinden wir bei
Volkswagen uns noch immer
in der Tarifrunde 2004!
Noch immer gibt es keine Ei-
nigung über die Entgelte im
Haustarif II!
Noch immer gibt es keine
Zusage, dass der Jahrgang
2006 derAzubis bei VW aus-
gebildet wird! 
Noch immer sind die Verein-
barungen über altersgerech-
te Arbeit und innovative Ar-
beitsorganisation nicht
unter Dach und Fach!
Und – nicht zu vergessen –
der Bonus für das Jahr 2005
muss auch noch verhandelt
werden!

Tarifrunde 2006 in der Metall- und Elektroindustrie

„Die Löhne sind das Maß der
Würde, welches die Gesellschaft
der Arbeit verleiht!“
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„Stellt Euch vor, da soll für Teile der For-
schung und Entwicklung in Wolfsburg ei-
ne Betriebsvereinbarung abgeschlossen
werden, wo Beschäftigte 40 Stunden ar-
beiten und mit pauschaler Abgeltung der
Mehrarbeit nur ca. 37,5 abgegolten kriegen“
kommt Willi von der BR-Info zurück!
„Sauber, da sind angeblich tausende von
Angestellten über und dann wird die Ar-
beitszeit erhöht.“
„Na, ja, einige von unseren Entwicklern
wären froh, sie hätten diese Vereinbarung,
dann kriegten sie wenigstens einen Teil
der Überstunden bezahlt, die sie machen, oh-
ne Bezahlung einzufordern.“
„In der Fertigung schaffen einige nicht
mal mehr die 30 Stunden und fahren schon
in R-Flex Minus und die dürfen 40 Stunden
arbeiten und kriegen das auch noch be-
zahlt, das wär doch auch nicht gerecht.“
„Möchte wissen, wofür wir Tarifverträge ha-

ben, die eine 30-Stunden-Woche und stun-
dengenaue Abrechung der Mehrarbeit be-
inhalten.“
„Na ja, da weiß ich schon, dass wir im
Werkzeugbau dann auch bald so eine Re-
gelung haben,“ sagt Rudi resigniert „die
fordern doch schon die ganze Zeit eine
37,5 Stunden Woche ohne Bezahlung, da-
mit der Werkzeugbau wieder konkurrenz-
fähig wird.“ 
„Andererseits ist es ja tatsächlich so,“  be-
merkt Burkhard „die Fremdfirmen arbeiten
40 und 48 Stunden, das halten wir nicht
durch!“ 
Man kann ja alle Argumente verstehen,
aber es ist eine Schande, dass von Be-
schäftigten verlangt wird, dass sie gute Ar-
beit leisten und dann nicht dafür bezahlt
werden! Und die IGM sollte sich  überle-
gen, wie lange eine Gewerkschaft noch at-
traktiv ist, die nicht mehr in der Lage ist,
ihre abgeschlossenen Tarifverträge auch
durchzusetzen!
Meint jedenfalls

Euer Fritz

Fritz
und längere
Arbeitszeit

Einen Ausnahmetarifvertrag mit 40 Stunden
ohne Lohnausgleich für die Firma Bente-
ler in NRW, einen Ausnahmetarifvertrag
ebenfalls mit 40 Stunden für die Firma
KSM(Kloth-Senking) in Niedersachsen.
Das sind nur zwei der letzten Anträge, die
der IGM zur Beratung vorliegen. Beide
Firmen sind unmittelbare Konkurrenten
von Volkswagen Braunschweig.
Wir haben einen Tarifvertag von 30 Stun-
den und eine bisher kleine Anzahl von Be-
schäftigten, die unter den Haustarifvertrag
II mit 35 Stunden fallen. Letzteres be-
scherte uns die letzte Tarifrunde in einem
Konkurrenzumfeld, das bereits 2004 deut-
liche längere Arbeitszeiten und deutlich
weniger Entgelt bezog!
Wenn die IGM diesen Anträgen stattgibt,
bedeutet das eine weitere Stufe im Anpas-
sungsprozess der Löhne nach unten und

der Arbeitszeiten nach oben. Da wird
Volkswagen nicht tatenlos zugucken kön-
nen, das Werk Braunschweig wird unter
diesen Bedingungen keine Achse mehr ge-
winnen!
Damit es keine Missverständnisse gibt:
Betriebsräte und Beschäftigte der beiden
Unternehmen stehen mit dem Rücken an der
Wand und sind mit Verlagerungen in Rich-
tung Osten bedroht. Freiwillig und fahr-
lässig wird kein Metaller solch einen Ta-
rifvertrag fordern!
Allein betrieblich sind diese Angriffe nicht
abzuwehren! Es wird Zeit, der Verlängerung
der Arbeitszeit endlich einen Riegel vor-
zuschieben! Die AZV, die wir hart  und in
Jahrzehnten erkämpft haben, dürfen wir
nicht in kurzer Zeit wieder hergeben!
Wenn wir es ernst meinen mit der Beseiti-
gung der Arbeitslosigkeit, geht der Weg

Vorwärts – wir
marschieren zurück:
Arbeitszeiten wir vor
40 Jahren

nur über Arbeitszeitverkürzung! Im Au-
genblick droht über das Instrument Ar-
beitszeitverlängerung sowohl im öffentli-
chen Dienst als auch in der Industrie und im
Handwerk eine zusätzliche Vernichtung
von hunderttausenden Arbeitsplätzen!
Es wäre die Aufgabe für den DGB, die
Diskussion in den Einzelgewerkschaften
zu koordinieren und mit ihnen eine ein-
heitliche und umfassende Strategie zur Ar-
beitszeitverkürzung zu entwickeln! Das
Problem steht in allen Einzelgewerkschaf-
ten auf der Tagesordnung und jeder
kämpft und stirbt für sich allein! 
Conti in Hannover IGBCE; die Beschäf-
tigten des Öffentlichen Dienstes (Ange-
stellte in den Ländern) im Bereich Verdi,
Karmann Osnabrück . . . Wann endlich
gibt es eine gewerkschaftliche Diskussion,
dass gegen den Angriff des geeinten Kapi-
tals nur diegemeinsame Antwort aller Be-
schäftigten hilft?
Jetzt allerdings gilt es zunächst einmal So-
lidarität mit den Beschäftigten der
Kommunen und Länder zu üben, die
ihren Kampf gegen die Verlängerung
der Arbeitszeiten explizit mit der dro-
henden Vernichtung von hundertausen-
den von Arbeitsplätzen begründen!

Sechs Milliarden
weniger für
Beschäftigte

Um sechs Milliarden Euro sind 2005
die „Arbeitnehmerentgelte“ gesunken.
Darin enthalten sind die Löhne und
Gehälter sowie alle Sozialabgaben also
auch die sogenannten „Lohnnebenko-
sten“. Dies ist seit 1945 einmalig in
Deutschland.
Dabei gab es in 2005 mehr zu verteilen.
Das Volkseinkommen ist nämlich um
26 Milliarden Euro gewachsen. Und
warum haben wir trotzdem weniger er-
halten?
Weil die Unternehmens- und Vermö-
genseinkommen weiter kräftig gestie-
gen sind. Um satte 32 Milliarden Euro!
Unternehmer, Reiche und Vermögende
haben also nicht nur den Zuwachs beim
Volkseinkommen in die eigene Tasche
gesteckt. Nein! Sie haben auch noch
sechs Milliarden Euro bei uns abkas-
siert. 
Kein Wunder, dass die Binnennachfra-
ge schwächelt und die Wirtschaft nicht
richtig ins Laufen kommt.
Höchste Zeit für kräftige Lohnerhöhun-
gen!



Den Bolkestein-Hammer
verhindern
Nach längerer Arbeitslosigkeit haben
Sie einen Putzjob bei der Firma
Hundsfott gefunden oder die Bundes-
agentur für Arbeit hat Sie dorthin ver-
mittelt. Die Firma Hundsfott ist ein Rei-
nigungsunternehmen mit etlichen
Filialen in Thüringen und Niedersach-
sen. An Wochenenden reinigen Be-
schäftigte der Firma Hundsfott auch
Maschinen bei VW Braunschweig. Der
Hauptsitz der Firma befindet sich in
Estland - aber mit dem kriegen Sie es
ja nur zu tun, falls Sie mit der Höhe der
Bezahlung, die auf dem Niveau von
Estland liegt,  nicht einverstanden
sind, die Firma pleite geht oder sonst
ein arbeitsrechtliches Problem auf-
taucht. Kann ja gar nicht sein?
Bolkestein macht’s möglich. Die neue
Dienstleistungsrichtlinie, benannt nach
dem früheren EU-Kommissar Bolkestein,
wird diese skandalösen Zustände in ganz Eu-
ropa einführen. Entscheidend ist dann
nicht mehr, ob man bei einer Thüringer
oder Niedersächsischen Firma angestellt
ist. Entscheidend ist dann, wo diese Firma
ihren Sitz hat. Firmen sollen die Möglich-
keit bekommen, Briefkastenniederlassungen
in jedem beliebigen Land Europas zu
eröffnen – ohne Auflagen und Kontrollen.
Alles richtet sich dann nach den Regelun-
gen des Landes, in dem die Thüringer oder
die Niedersächsische Firma einen Briefka-
sten hat – in Großbritannien, Portugal, Po-
len oder Estland. Alle Beschäftigten werden
dann nach dem im sogenannten Her-
kunftsland geltenden Tarif bezahlt.
Die Richtlinie soll für alle Dienstlei-
stungsbereiche gelten. Nahezu jeder Pro-
duktionsarbeitsplatz kann bei Outsourcing

an eine Fremdfirma in einen Dienstlei-
stungsarbeitsplatz umgedeutet werden.
Das kann die Beschäftigten der innerbe-
trieblichen Logistik betreffen, die Bautei-
le ans Montageband liefern und Fertigpro-
dukte wieder abnehmen. Auch die
Vormontage könnte outgesourct werden
und im Rahmen eines befristeten Werk-
vertrags an eine Firma mit ausländischem
Firmensitz vergeben werden. 

Jetzt gilt es aufzustehen und die Richtlinie
zu stoppen. Dazu bleibt nicht mehr viel
Zeit. Trotz europaweiter Proteste und ein-
stimmiger Kritik am Bolkestein-Hammer
von Attac, Gewerkschaften und sogar
Handwerksverbänden hat der Binnen-
marktausschuss des europäischen Parla-
mentes die Richtlinie bestätigt. Am 14. 2.
soll nun das Europäische Parlament in
Straßburg darüber abstimmen. Der SPD-
Vorstand hat zwar die Europaparlamenta-
rier aufgerufen, gegen die Richtlinie zu
stimmen, sagt aber nicht, dass die SPD in
der deutschen Regierung die Richtlinie im
Europäischen Rat stoppen wird.
Wie man sich erfolgreich gegen neolibera-
len Unverschämtheiten aus Brüssel wehren
kann, haben Anfang Januar die Hafenar-
beiter vorgemacht. Mit der „Port Package-
Richtlinie“ sollte der Bolkestein-Hammer
vorab in den Häfen gelten. Dagegen haben
die Hafenarbeiter in einer abgestimmten
Aktion alle wichtigen europäischen Häfen
dichtgemacht und bei einer kämpferischen
Demo in Straßburg ihre Wut herausgelas-
sen. Daraufhin hat das Europäische Parla-
ment die Richtlinie abgelehnt. Diese Spra-
che scheint dort bei den Abgeordneten aus
allen Ländern verstanden zu werden!

"Nehmen wir an, Deutschland hätte
die ohnehin extrem niedrige Steuer-
quote auf Gewinne und Vermögen-
seinkommen des Jahres 2000 bei-
behalten, die bereits damals die
niedrigste der EU war. Dann hätten
wir im Jahr 2002 30 Milliarden und im
Jahr 2003 50 Milliarden mehr
Steuereinnahmen gehabt, im Jahr
2004 60 Milliarden und 2005 66 Mil-
liarden.
Die öffentliche Armut, der Notstand
der öffentlichen Kassen, weswegen
nun Steuern erhöht und Leistungen
gestrichen werden sollen, ist erst
durch die "Reformpolitik" zugunsten
der Unternehmen und Reichen her-
beigeführt worden;  nun soll diese
Katastrophenpolitik nach dem Wil-
len der Großen Koalition fortgesetzt
werden.“

(Steuerexperte Professor Lorenz Jarass,
Mitglied der Kommission zur Reform
der Unternehmenssteuern, Tagesschau-
Interview, 12.1.2006)

„Die Globalisierung hat eins ge-
bracht: dass die Arbeitgeber sich
nach den Gehältern der Amerikaner
richten und die Arbeitnehmer sich
nach denen der Chinesen.“

Uwe Hück, Porsche-Gesamtbetriebsrat

Zitate des Monats

Arbeiter und Ange-
stellte: Melkkühe
des Fiskus
2007 soll die Mehrwertsteuer von 16
auf 19 Prozent erhöht werden. Arbeits-
lose, Rentnerinnen und Rentner werden
am stärksten getroffen. Auch die Be-
schäftigten werden belastet. Die Regie-
rung sagt: Das geht nicht anders! Haus-
haltskonsolidierung!
Die höhere Mehrwertsteuer bringt rund
20 Milliarden Euro.
Keine Alternative? 60 Milliarden Euro
könnten wir jedes Jahr mehr in der Kas-
se haben. Ohne die Steuergeschenke
von Rot-Grün.
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Nachdem die Energieversorgung versil-
bert wurde, die Ampeln vermietet und
der Schlosspark verschenkt wurde, hat
jetzt die Hoffmann-Mehrheit im Rat die
Abwasserentsorgung privatisiert. 
Gegen den Widerstand einer rührigen
und kenntnisreichen Bürgerinitiative ist
den Privatisierern nur die politische Dif-
famierung eingefallen.
Wir veröffentlichen hier den offenen
Brief der Bürgerinitiative für den Erhalt
öffentlichen Eigentums:

Offener Brief an die Mitglieder des Rates der
Stadt Braunschweig

Sehr geehrte Mitglieder des Rates!

Die unabhängige Bürgerinitiative für den
Erhalt des Öffentlichen Eigentums setzt die
Forderungen und Bitten der maßgebenden po-
litischen Parteien und zweier Bundes-
präsidenten um, indem Bürger dieser Stadt
am kommunalpolitischen Leben außerhalb
von Parteien teilnehmen. Die Stadt Braun-
schweig kann sich glücklich schätzen in ih-
rer Gemeinschaft Bürger zu haben, die po-
litische Entscheidungen hinterfragen und
auf Widersprüche oder gar Fehlentwicklun-
gen hinweisen. Selbstbewusstes, demokra-
tieorientiertes kommunales Leben sollte
auch für unsere Kritiker in Braunschweig
ein Schatz sein, den es zu pflegen, zu unter-
stützen und nicht zu diffamieren gilt.
Die Bürgerinitiative fordert im Interesse
Braunschweiger Bürger Aufklärung von
der Verwaltung über die langfristige Da-
seinsvorsorge in unserer Stadt. Wir fordern
Transparenz und Glaubwürdigkeit im Han-
deln, als Grundlage für vertrauensvolles
Miteinander.
Unsere Bürgerinitiative richtet sich nicht
gegen Parteien und lässt sich auch von kei-
ner Partei und von niemandem vereinnahmen.
Sie richtet sich sachlich argumentativ gegen
die von der CDU, FDPund OB Dr. Hoffmann

eingeleitete Abwasser-Privatisierung, die
unzureichenden Informationen an Bürger
und Kommunalaufsicht durch den 0B Hoff-
mann und das Verschleiern von Sachverhal-
ten, die den Bürger fehl informieren. Wir
Bürger wissen, nichts gibt es umsonst, und
schon gar nicht eine Entschuldung des
Haushalts. Der Bürger zahlt am Ende im-
mer, es fragt sich nur wann, wie viel und un-
ter welchen Bedingungen.
Unabhängig davon, ob es gefällt oder nicht,
wird nach dem Selbstverständnis der Bür-
gerinitiative für den Erhalt des öffentlichen
Eigentums die Öffentlichkeit weiter über
die Hintergründe der Abwasser-Privatisie-
rung und über die Möglichkeiten der Bürger,
ihre Rechte (auch finanzielle) einzufordern,
informiert. Wir wollen nicht, dass nur die
vorgeblich positiven Seiten des Vertrages
der Öffentlichkeit zur Kenntnis gegeben
werden. Auf den Tisch müssen alle die Bür-
ger belastenden Fakten der Abwasserpriva-
tisierung, auch die langfristigen.
Der Bürgerinitiative wird vorgeworfen, Un-
wahrheiten oder Halbwahrheiten zu ver-
breiten. Wir fragen öffentlich Herrn Sehrt
und Herrn Dr. Hoffmann:
1) Das Kanalsystern soll durch Investitio-
nen über 30 Jahre in Ordnung gehalten wer-
den. Die Gebühren bleiben vertraglich über
30 Jahre stabil. Weniger bekannt ist der Öf-
fentlichkeit, dass nach diesen 30 Jahren ein
sog. Rückkauf fällig ist. Herr Dr. Hoffmann
schätzt diesen Wert auf 215 Mio. Euro und
der Betrag soll durch die Gebührenzahler
bezahlt werden (Quelle: interne Stellun-
gnahme des OB Hoffmann vom 15. 11.05)
Ist dieses richtig?
2) Es wurde vor kurzem ein Betrag von 220
Mio. Euro von der Bank abgeholt, der aber
im Rahmen des Vertragskonzeptes mit Ein-
bindung des Abwasserverbandes nicht als
Schulden in dem städtischen Haushalt auf-
taucht. Dieser Kredit wird mit jährlich 15
Mio. Euro an die Bank zurück bezahlt. Wie
hoch ist der Gesamtbetrag, der nach 30 Jah-

ren von den Bürgem gezahlt wurde und
werden muss? Etwa 450 Mio. Euro?
3) Die Stadt wickelte ein Kreditgeschäft ab,
bei dem das gebührenfinanzierte Kanalsystem
als Sicherheit verwendet wird. Die Gewin-
ne aus diesem Finanzgeschäft werden in
dem Allgemeinen Haushalt verrechnet.
Stimmt es, dass bis jetzt (27.01.06) die
Kommunalaufsicht diesem Vorgeben nicht
zugestimmt hat und dennoch die Privatisie-
rungsverträge mit Veolia unterschrieben
wurden?
4) Die Bürger der Bürgerinitiative haben
mit viel Engagement tiefe Einblicke in die
komplizierten Vertragswerke rund um die
Abwasserprivatisierung gewonnen. Durch
diese Spezialisierung konnte ein Kenntnis-
stand erreicht werden, der von vielen ehren-
amtlichen Ratsmitgliedern oder Lokalpoliti-
kern aus verständlichen Gründen nicht
erreicht wurde. Woran liegt es, dass eine ar-
gumentative Auseinandersetzung mit den
Bürgern der Bürgerinitiative nicht stattfindet,
sondern rein emotionale oder parteipoliti-
sche ambitionierte Angriffe stattfinden?
Wir fordem höflich die Entscheidungsträ-
ger in Rat und Verwaltung auf, unsere Fra-
gen zu beantworten und den Genehmi-
gungsstand des Privatisierungsverfahrens
darzulegen.
Wir laden alle Mitbürger ein, diese Fragen
zu stellen und auf seriöse Antworten zu be-
stehen. Befriedigende Antworten sollten
nicht nur Ratsmitglieder geben können,
sondern auch die Ortsverbände der Parteien.
Die Bürgerininitiative bemüht sich um eine
sachliche und wertschätzende Kommunika-
tionsform und ist an einem konstruktiven
Dialog mit allen Bürgern und Parteien in-
teressiert, zum Wohle unserer gemeinsa-
men Stadt Braunschweig und unseres de-
mokratischen Miteinander. Hierzu laden
wir alle Parteien und sonstigen politischen
Gruppierungen herzlich ein.
www.unser-braunschweig.de

Geld aus unseren Kanälen


